Einen Überblick über das Thema bietet das Kapitel „NS-Euthanasie: Tötung von psychisch Kranken, Behinderten, ‚Missliebigen‘ und ‚Schwer Erziehbaren‘“ in Martin Krist/Albert Lichtblau: Nationalsozialismus in Wien. Opfer - Täter - Gegner. Innsbruck/Wien/Bozen, StudienVerlag, Innsbruck  2016 (= Band 8 der Reihe "Nationalsozialismus in den österreichischen Bundesländern", herausgegeben von Horst Schreiber im Auftrag von _erinnern.at_). Dieser Band erscheint im Herbst 2016.

Auf den nächsten Seiten ein Vorabdruck dieses Kapitels, verfasst von Martin Krist.

NS-Euthanasie: Tötung von psychisch Kranken, Behinderten, „Missliebigen“ und „Schwer Erziehbaren“

Warum werden psychisch Kranke und Behinderte getötet?

Geistig und körperlich beeinträchtigte Menschen gelten laut der rassistischen nationalsozialistischen Ideologie als „lebensunwert“. Ihre systematische Ermordung, die zu einem „erbgesunden Volkskörper“ führen soll, ist die Folge dieses Denkens. Diese auf Charles Darwin beruhenden Überlegungen gibt es bereits seit dem 19. Jahrhundert. Darwins Artenlehre besagt, dass unter Tieren und Pflanzen in einem natürlichen Wettbewerb die jeweils Stärkeren überleben. Vermischt mit der Rassenideologie, die von höher- und minderwertigen menschlichen Völkern und Rassen ausgeht, behaupten die sogenannten Sozialdarwinisten fälschlicherweise, dass sich auch bei Menschen der Stärkere gegenüber dem Schwächeren durch natürliche „Auslese“ durchsetze. Im „Überlebenskampf“ zwischen den „höher- und niedrigrassigen“ Völkern würden „rassisch minderwertige und erbkranke“ Menschen den Fortbestand der höherwertigen Rasse und Nation gefährden. Psychisch kranke Menschen und Menschen mit einem als negativ empfundenen Sozialverhalten werden als Bedrohung angesehen, weil sie durch Vererbung den „Volkskörper“ schädigen. Biologistische Wissenschaftler und „Rassenhygieniker“ fordern deshalb ein aktives Eingreifen des Staates, um den Fortbestand der Nation sowie eine „genetische Verbesserung der Rasse“ zu erreichen. Die Fortpflanzung „hochwertiger“ Menschen soll durch zinsenlose Ehestandsdarlehen und Kinderbeihilfen finanziell unterstützt werden. Gleichzeitig sollen „minderwertige“ Menschen nicht mehr heiraten dürfen, unfruchtbar gemacht oder sogar getötet werden. Nur so könne eine gesunde deutsche Volksgemeinschaft entstehen, die die „Geburtenschlacht“ und das unausweichlich kommende Ringen um die Vorherrschaft gegen andere Völker gewinnen kann.

Nach dem 1. Weltkrieg fordert eine Reihe von Wissenschaftlern die Sterilisation und Tötung von sogenannten „Ballastexistenzen“ sowie „unnützen Essern“. Damit sind Menschen gemeint, die dem Staat aus verschiedenen Gründen Kosten verursachen. Durch deren „Ausmerzung“ könne der Staat erhebliche Geldmittel sparen und diese stattdessen „erbgesunden“ Familien zur Verfügung stellen. Es soll durch den Staat keine Hilfe für arme, kranke und hilflose Menschen geben, sondern nur für gesunde und tüchtige Menschen. Das Recht des Menschen auf Leben wird von einer erbarmungslosen Kosten-Nutzen-Rechnung abhängig gemacht.

In Wien verbreitet diese Ideen die 1925 an der Universität Wien gegründete „Wiener Gesellschaft für Rassenpflege“. Dieser Verein wird unter dem Mantel der Wissenschaftlichkeit sehr bald zu einer nationalsozialistischen Tarnorganisation. Aber auch der sozialdemokratische Stadtrat für das Wohlfahrts- und Gesundheitswesen, Julius Tandler, spricht 1929 in einem Referat beim „Österreichischen Bund für Volksaufartung und Erbkunde“ befürwortend über die „Unfruchtbarmachung der Minderwertigen“. Die „Rassenhygiene“ ist Anfang des 20. Jahrhunderts nicht nur in Österreich und Deutschland populär. In vielen Ländern wie in den USA, in Skandinavien oder der Schweiz ist dieses Denken weit verbreitet. Es kommt in der Schweiz sogar zu Zwangssterilisationen psychisch beeinträchtigter Menschen.

All diese menschenverachtenden Überlegungen übernehmen die Nationalsozialisten und setzen sie in einem Tötungsprogramm gegen die Schwachen, psychisch Kranken und Unangepassten um.

Welche Folgen hat das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“?
Die erste verbrecherische Maßnahme, die die Nationalsozialisten nach ihrer Machtergreifung am 30. Jänner 1933 im Bereich der „Erb- und Rassenpflege“ in Deutschland setzen, ist das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ vom 14. Juli 1933. Damit können zwangsweise und durch den Staat unterstützt Sterilisationen durchgeführt werden, wenn laut ärztlicher Gutachten Kinder mit körperlichen oder psychischen „Schäden“ zu erwarten sind. Diese Forderung erhebt Adolf Hitler bereits 1925 in seinem Buch „Mein Kampf“. Obwohl die Erblichkeit bestimmter Erkrankungen wissenschaftlich nicht nachgewiesen ist, gelten angeborener Schwachsinn, Schizophrenie, Epilepsie, manisch-depressive Erkrankungen, erbliche Blindheit und Taubheit, schwere körperliche Missbildung und schwerer Alkoholismus als „Erbkrankheiten“. Amtsärzte und Anstaltsleiter von psychiatrischen Kliniken sowie Spitälern sind durch dieses Gesetz verpflichtet, Menschen, die an diesen „Erkrankungen“ leiden, bei Erbgesundheitsgerichten anzuzeigen. Weitere Anzeigen kommen von den Gesundheitsämtern, aber auch von FürsorgerInnen und LehrerInnen von Hilfs- und Sonderschulen. Danach wird ein Pseudogutachten erstellt. Ausschlaggebend dafür sind ein Intelligenztest, das Vorkommen von Erkrankungen in der Familie und die bis dahin erfolgte „Lebensbewährung“ der Betroffenen. Im November 1933 wird das Gesetz ausgeweitet. Nun sind auch Menschen bedroht, die als „asozial“ und als „gefährliche Sittlichkeits- und Gewohnheitsverbrecher“ gelten oder deren Lebenswandel vom NS-Regime kritisiert wird. Sie werden als „Schmarotzer“ und „Parasiten“ bezeichnet und genauso wie politisch missliebige Personen unter dem Vorwand einer von Ärzten festgestellten Erbkrankheit von Erbgesundheitsgerichten erfasst. Frauen können bis zum sechsten Monat (!) ihrer Schwangerschaft zu einer Abtreibung gezwungen werden. Besonders Arme, sozial Schwache und Menschen, die am Rande der Gesellschaft leben, sind davon betroffen. So stammen auch in Wien die meisten Opfer von Zwangssterilisationen aus den untersten Gesellschaftsschichten. Sie haben keine Möglichkeit, sich dagegen zu wehren. Im Nationalsozialismus hängt der Wert eines Menschen also auch von dessen gesellschaftlicher Stellung ab.

Das deutsche „Sterilisierungsgesetz“ tritt in der „Ostmark“ am 1. Jänner 1940 in Kraft. Reichsärzteführer Leonardo Conti kommt persönlich nach Wien, um in einer Dienstversammlung der obersten Mediziner der Gesundheitsämter der Landeshauptmannschaften und des Hauptgesundheitsamtes Wien sowie der Amtsärzte die mit der Einführung zusammenhängenden Fragen ausgiebig zu behandeln.

In den folgenden Jahren werden in Wien über 1.600 Anträge zur Zwangssterilisation gestellt, vor allem von Amtsärzten und Anstaltsleitern. Alfred Hackel, der Leiter der Trinkerheilstätte „Am Steinhof“, beschreibt 1942 den 38-jährigen wegen Diebstahls und Betrugs vorbestraften Hilfsarbeiter Johann M. in seinem Antrag so: „Überlegen, frech, präpotent, tut alles mit einem überlegenen Lächeln ab (…) versucht den untersuchenden Arzt zum Narren zu halten, wird dann unwillig (…). So stellt er sich absichtlich als Trottel hin, um dem untersuchenden Arzt Schwierigkeiten zu machen. Der Pat[ient] ist der Typus eines gemeinschaftsfremden und arbeitsscheuen Individuums (…). Er ist eine parasitäre Natur (…). Er lebte vom Schleichhandel und betrog die leichtgläubige Bevölkerung durch illegalen Pfefferhandel. (…) Dabei ist der Pat[ient] hemmungslos dem Trunk ergeben (…) ist kriminell und moralisch depraviert
.“

Der Jurist und Mediziner Hackel beurteilt Johann M. fast ausschließlich nach damaligen sozialen Normen und kommt abschließend wegen der „mangelnden Lebensbewährung“ des alkoholkranken Mannes zum Schluss, dass eine Zwangssterilisierung notwendig ist. Dieser kann Johann M. mit viel Glück und vor allem durch seine Einberufung zur deutschen Wehrmacht entgehen.

Die Beschlüsse der beiden Wiener Erbgesundheitsgerichte in der Riemergasse 7 im 1. Bezirk und am Mittersteig 25 im 5. Bezirk betreffen 1.223 Frauen und Männer. Zwangssterilisiert werden nach den Berufungsverfahren am Erbgesundheitsobergericht im Oberlandesgericht Wien mindestens 1.203 Menschen.
 Verantwortlich für die Beschlüsse sind vor allem zwei Richter: Anton Rolleder in der Riemergasse und Alfred Tomanetz am Mittersteig. Rolleder, ein überzeugter Nationalsozialist und seit 1931 NSDAP-Mitglied, wird ab 1944 nach dem Tod seines Kollegen alleiniger Verantwortlicher der Erbgesundheitsgerichte Wiens. Über Tomanetz, der kein NSDAP-Parteimitglied ist, heißt es in einem Schreiben der Gauleitung Wien, dass er „sich (…) niemals gegensätzlich zum heutigen Staat und auch der Partei ausgesprochen [habe], er war im Gegenteil ein steter Gegner des früheren Systems [gemeint ist der Austrofaschismus] und ist als treuer, absolut verlässlicher Volksgenosse anzusehen.“
 An den Urteilen sind auch mehr als 40 ärztliche Beisitzer und mehrere Gutachter beteiligt. Nach dem Beschluss muss die Operation innerhalb von zwei Wochen stattfinden. Die betroffenen Menschen werden in diesem Zeitraum gegen ihren Willen festgehalten. Der Eingriff erfolgt meistens in der „Wagner-von-Jauregg Heil- und Pflegeanstalt der Stadt Wien“, dem „Steinhof“, manchmal auch im Krankenhaus Ottakring (heute das Wilhelminenspital).

Für die Opfer bedeuten diese Zwangssterilisation bzw. Zwangskastration in der Folge häufig physische und psychische Leiden. Dazu kommt, dass diese Menschen nach 1945 von der Republik Österreich und deren Behörden bis 2005 nicht als Opfer nationalsozialistischer Verfolgung anerkannt werden. Ob allerdings noch viele zwangssterilisierte Männer und Frauen diese Anerkennung erlebt haben, ist zweifelhaft. Denn selbst die beiden jüngsten Opfer, die vor dem Erbgesundheitsgericht Wien stehen – Elisabeth K. und Otto P., beide 1931 geboren und 1943 bzw. 1944 zwangssterilisiert
 – wären 2015 bereits 84 Jahre alt.

Was ist unter der NS-Euthanasie zu verstehen?
Das Wort Euthanasie kommt aus dem Altgriechischen und bedeutet so viel wie „schöner Tod“ oder „Gnadentod“. Die NS-Euthanasie hat damit nichts zu tun, denn sie richtet sich gegen psychisch Kranke, Behinderte und andere „Minderwertige“ sowie sozial Unangepasste. Die Ermordung dieser „lebensunwerten“ Menschen unter dem Deckmantel des Begriffs der Euthanasie ist der erste geplante und staatlich organisierte Massenmord der NS-Gewaltherrschaft. Den nationalsozialistischen „Rassenhygienikern“ genügen die Zwangssterilisationen nicht mehr, denn diese zeigen ihrer Meinung nach erst nach Generationen Resultate. Also zielt ihr Ausrottungsfeldzug auf die völlige Vernichtung der Menschengruppen ab, die den „gesunden Volkskörper“ als „Ballastexistenzen“ bedrohen. Nicht zufällig beginnt diese Mordaktion fast zeitgleich mit dem Beginn des 2. Weltkrieges. Damit soll in den Augen der Nationalsozialisten der „negativen Auslese“ durch den Krieg entgegengewirkt werden: Die Gesunden, Leistungsfähigen erleiden an der Front Tod oder Verstümmelung, während die Kranken überleben und dadurch den „Volkskörper“ gefährden. Der Krieg wird also sowohl gegen einen äußeren Feind als auch gegen einen inneren „Feind“ geführt. Nicht zufällig datiert Hitler die „Ermächtigung“ zur Ermordung „unheilbar Kranker“ auf den 1. September 1939, den Tag des Kriegsbeginns, zurück.

Die Mordaktion unterliegt strenger Geheimhaltung. Die Tarnbezeichnung für diesen Massenmord, der auch zum Ziel hat, die Kosten für die Anstaltspflege zu senken und Lazaretträume freizubekommen, lautet „T4“. Dies ist die Abkürzung für Tiergartenstraße 4 in Berlin-Mitte, wo sich die Bürozentrale der „Aktion T4“ befindet.

Wie wird der Massenmord durchgeführt?

Durch eine Anordnung des Reichsinnenministeriums vom 18. August 1939 werden Hebammen und ÄrztInnen dazu verpflichtet, „Missgeburten“ und Kinder bis zu drei Jahren, die Missbildungen aufweisen, den Gesundheitsämtern zu melden. Die Meldebögen werden an drei Gutachter weitergeleitet. Diese entscheiden über Leben und Tod, ohne dass sie die Säuglinge und Kinder jemals gesehen, geschweige denn untersucht haben. Danach wird den Leitern der zuständigen Gesundheitsämter mitgeteilt, dass „nach eingehender fachärztlicher Überprüfung“ das Kind in eine „Kinderfachabteilung“ einzuliefern sei. Dieser Mordaktion fallen im deutschen Reichsgebiet mehr als 5.000 Kinder an 30 verschiedenen Orten zum Opfer. In Wien befindet sich die „Kinderfachabteilung“ „Am Spiegelgrund“ am Steinhof (heute das Sozialmedizinische Zentrum Baumgartner Höhe – Otto-Wagner-Spital mit Pflegezentrum). Mindestens 772 Kleinkinder und Babys kommen dort durch Medikamentenüberdosierung oder Nahrungsentzug ums Leben.

Parallel zur „Kindereuthanasie“ beginnt die „Aktion T4“. Das ist die systematische Ermordung von behinderten, psychisch kranken und anderen PatientInnen von Heil- und Pflegeanstalten. Die Zentrale in Berlin verschickt zur Vorbereitung der Mordaktion Meldebögen an die Kliniken im Reichsgebiet. Darin müssen alle InsassInnen, die Krankheitsbilder aufweisen, vermerkt werden. Neben der genauen Beschreibung der Erkrankung sind zudem die „Arbeitsfähigkeit“ sowie der „Pflegebedarf“ und die Chance auf „Heilung“ anzuführen. Auch als kriminell eingestufte „Geisteskranke“ und PatientInnen, die über fünf Jahre in der Anstalt verweilen, nicht die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen oder keine „Arier“ sind, müssen gemeldet werden. Den Kliniken wird aber nicht mitgeteilt, dass ihren InsassInnen die Ermordung droht. Der weitere Vorgang ist ähnlich wie bei der „Kindereuthanasie“. Drei bezahlte Gutachter, die die Erkrankten nie gesehen haben, vermerken auf den Karteikarten entweder ein rotes „+“, das für „Töten“ steht, oder ein blaues „-“, das zum Überleben berechtigt. Ist die Situation für den Gutachter unklar, wird ein „?“ vermerkt. Dann entscheidet ein Obergutachter endgültig über Leben und Tod. Zwei der über 40 Gutachter sind Wiener Ärzte: Dr. Erwin Jekelius und Dr. Hans Bertha. Durch sie und die anderen Gutachter werden während der nächsten beiden Jahre – 1939 bis 1941 – über 70.000 Menschen zur Ermordung freigegeben. Dazu erhalten die Heil- und Pflegeanstalten Listen, die die Namen der zu Tötenden enthalten. Die Ermordung erfolgt aber nicht vor Ort, da sich zwischen PflegerInnen und PatientInnen manchmal persönliche Beziehungen entwickelt haben, die einer kaltblütigen Tötung im Weg stehen können. Deshalb erfolgt der Abtransport in Bussen oder Zügen nach Schloss Hartheim bei Linz. Für viele PatientInnen ist das mit großen Ängsten und Panik verbunden, da sie dabei ihrer vertrauten Umgebung und ihren vertrauten PflegerInnen entrissen werden. Sie kennen ihr Ziel nicht, auch ihre Angehörigen werden nicht verständigt. Nach ihrer Ankunft werden die PatientInnen fotografiert, entkleidet und ihnen wird eine Untersuchung vorgespielt. Dabei werden diejenigen, die Goldzähne haben, am Rücken mit einem Kreuz markiert. Danach kommt es in einer als Duschraum getarnten Gaskammer zur Ermordung mit Kohlenmonoxyd. Den markierten Opfern werden die Goldzähne herausgebrochen und alle Leichen werden verbrannt, manche davor noch zu medizinischen Zwecken missbraucht. Zur Verschleierung der Ermordung erhalten die Angehörigen Schreiben von Sonderstandesämtern mit erfundenen Todesursachen, Todesorten und Sterbedaten. Die Herausgabe der Leichen wird verweigert, deren Verbrennung durch „Seuchengefahr“ gerechtfertigt. Manche Angehörige erhalten auf Wunsch Urnen mit der Asche ihrer Verwandten, die wie auch in Konzentrationslagern üblich, irgendeine Asche enthalten. Die Hinterbliebenen bekommen auch die Habseligkeiten der Ermordeten nicht, diese erhalten häufig die MitarbeiterInnen der Mordaktion als Belohnung.

Im Schloss Hartheim, das eine von sechs Tötungszentralen im Deutschen Reich ist, kommt der Großteil der österreichischen Euthanasieopfer ums Leben. Im Zuge der „Aktion T4“ werden über 18.200 InsassInnen österreichischer Heil- und Pflegeanstalten ermordet. Darunter befinden sich auch Menschen aus Altersheimen. Ins Schloss Hartheim werden 1940/41 aus der Heil- und Pflegeanstalt „Am Steinhof“ in 15 größeren Transporten mindestens 3.200 PatientInnen gebracht und ermordet, aus der der Stadt Wien gehörenden Anstalt Ybbs an der Donau alle 2.282 PatientInnen.
 Einige der dadurch leergewordenen Anstaltsgebäude werden von der Wehrmacht genützt. Diese beschlagnahmt für die Dauer des Krieges die Anstalt in Ybbs und nützt sie als Lazarett.
 In ein Gebäude der Anstalt „Am Steinhof“, dem Pavillon 12, kommt das Reservelazarett VIIc. Dort werden selbstmordgefährdete Soldaten eingeliefert und mit ein bis zwei Dutzend Elektroschocks „behandelt“. Damit sollen sie wieder „frontdiensttauglich“ gemacht werden.

Kommt es auch zur „Euthanasie“ an Jüdinnen und Juden?
Angeklagte im Nürnberger Ärzteprozess 1946/47 behaupten, dass Jüdinnen und Juden nicht unter die NS-Euthanasie gefallen sind. Sie seien der „Wohltat des Gnadentodes“ – so die zynische Formulierung – nicht würdig gewesen.
 Dies ist eine Lüge. Die jüdischen PatientInnen der Heil- und Pflegeanstalten und psychiatrischen Kliniken fallen der NS-Euthanasie genauso zum Opfer wie alle anderen InsassInnen. Für Österreich ist die Heil- und Pflegeanstalt „Am Steinhof“ die Sammelstelle für psychisch kranke und geistig behinderte Jüdinnen und Juden. Im Sommer 1940 werden fast 400 jüdische PatientInnen, zum Teil mit einer Zwischenstation in der Anstalt Ybbs oder der oberösterreichischen Anstalt Niedernhart, an den Tötungsort Schloss Hartheim gebracht und ermordet. Der Todesort wird verschleiert, in den Sterbedokumenten wird Cholm bei Lublin angegeben. In Wahrheit werden diese in der Berliner „Aktion T4“-Zentrale angefertigt, von einem Kurier nach Lublin gebracht und zur Post gegeben.

Die „Am Steinhof“ verbliebenen jüdischen PatientInnen sind als psychisch kranke und jüdische PatientInnen doppelt gefährdet. Sie fallen dem anstaltseigenen Tötungsprogramm durch systematische Unterernährung und herbeigeführte Infektionskrankheiten zum Opfer. Den 1925 geborenen, schwer behinderten Ernst Seidler muss sein Vater, der in die USA emigrieren kann, in Wien zurücklassen. Er versorgt ihn, so gut er kann, und bezahlt im Voraus einen Pflegeplatz in einer privaten Heilanstalt in der Krottenbachstraße. Von dort wird Ernst Seidler am 2. September 1939 auf den „Steinhof“ überstellt. Er verliert in den nächsten Monaten stark an Gewicht: von 33,5 auf 20 Kilo. Im Juni 1940 stirbt der 15-Jährige an einer bis dahin nicht festgestellten Tuberkulose.

Die nach diesen Mordaktionen noch lebenden jüdischen PatientInnen werden im September und August 1942 vom „Steinhof“ aus in die aus Wien abgehenden Transporte in die Ghettos und Vernichtungsstätten im Osten eingereiht. Entweder kommen sie ins Ghetto Theresienstadt oder nach Maly Trostinec bei Minsk. Von Theresienstadt führt ihr Weg zumeist in das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau. In Maly Trostinec werden sie nach der Ankunft von SS-Männern erschossen oder in mobilen Gaswägen ermordet.
Wie kommt es zur „Wilden Euthanasie“?

Trotz größter Geheimhaltung und aller Tarn- und Täuschungsmanöver der Mordaktion gegen die PatientInnen der Heil- und Pflegeanstalten machen unter der Bevölkerung Gerüchte die Runde. Unter den AnstaltsinsassInnen regt sich Widerstand, und die Angehörigen der Ermordeten machen Anstaltsleitungen und Ärzten schwere Vorwürfe. In Wien kommt es bereits nach den ersten Transporten von der Heil- und Pflegeanstalt „Am Steinhof“ zu Demonstrationen vor der Anstalt. Darauf reagieren die Behörden mit dem Einsatz von Polizei und SS gegen die Angehörigen. In Graz weist die illegale Kommunistische Partei in Flugblättern, die auch vom britischen Radiosender BBC verlesen werden, auf die Ermordung der psychisch Kranken am „Steinhof“ hin. Die britische Luftwaffe wirft Ende September 1941 über dem gesamten deutschen Reichsgebiet die Propagandazeitung „Luftpost“ ab. Darin befindet sich ein Artikel über die Mordtaten des Wiener Euthanasiearztes Dr. Erwin Jekelius mit dem Titel „Der Herr mit der Spritze“.
 Die Menschen sind sich der Bedrohungen, die von psychiatrischen Krankenhäusern und Anstalten für ihre Angehörigen ausgehen, offenbar immer mehr bewusst. Die Folge ist, dass die Aufnahmezahlen psychisch kranker Menschen in Kliniken stark sinken. Die „Reichsarbeitsgemeinschaft Heil- und Pflegeanstalten“ beschreibt am 11. Juli 1942 diese Entwicklung, die nicht im Sinne der „Rassenhygieniker“ des NS-Regimes sein kann.

Der bedeutendste Widerstand gegen die „T4“-Morde kommt von der katholischen und der evangelischen Kirche. Vor allem die mutigen Predigen des Bischofs von Münster, Clemens August Graf von Galen, der ausgehend vom fünften Gebot – „Du sollst nicht töten“ – diese Morde anprangert, führen dazu, dass Hitler am 24. August 1941 die Einstellung der Euthanasieaktion befiehlt. In Wahrheit betrifft diese Anordnung aber nur den Abtransport von PatientInnen in die sechs Tötungsanstalten. Denn die Ermordung von psychisch kranken Menschen geht weiter. In den Heil- und Pflegeanstalten wird nun bis zum Kriegsende „dezentral“ gemordet. Der nach dem Krieg dafür verwendete Begriff „Wilde Euthanasie“ ist irreführend, da auch diese Morde sorgfältig geplant sind. PflegerInnen und ÄrztInnen töten nun eigenmächtig durch Medikamentenüberdosierung, Entzug von Medikamenten, Todesspritzen, gezielt herbeigeführte Infektionen mit Typhus, Ruhr oder Tuberkulose, systematische Vernachlässigung und Überbelegung sowie der Verweigerung von Nahrung („Hungereuthanasie“). In den Krankengeschichten „Am Steinhof“ finden sich neben der Beschreibung der Krankheitssymptome einfache Eintragungen wie: „Patient klagt über Hunger“, „bettelt um Essen“ oder „Patient stiehlt dem Nachbarn sein Stück Brot“.
 Psychisch kranke Menschen kommen auch als „Versuchskaninchen“ bei medizinischen Versuchen ums Leben. Dr. Elmar Türk von der Wiener Universitätskinderklinik führt Tuberkulose-Impfexperimente durch, bei denen Kinder gezielt infiziert werden.

„Am Steinhof“ sterben nach dem Ende der „Aktion T4“ mindestens 3.500 PatientInnen, darunter auch betagte Menschen der Altersheime aus Mauerbach und Liesing.
 Besonders unter dem überzeugten Nationalsozialisten Dr. Hans Bertha, der 1944 Anstaltsdirektor wird, steigt die Zahl der Toten. Die Sterblichkeit erhöht sich von 14% (1941) auf 22% (1944) und erreicht 1945 mit 43% ihren Höhepunkt.

Die Todesnachricht an die Angehörigen erfolgt meist mit Briefen. Darin werden die Todesumstände verfälscht und beschönigt: „Ihr Sohn [erkrankte] an heftigen Durchfällen, denen er erlegen ist. Er ist sanft hinübergeschlummert“, „Sein Heimgang war still und friedlich; es ist ihm sicher nicht zum Bewusstsein gekommen, dass es mit ihm zu Ende geht“ oder „Es sei Ihnen ein Trost, dass das Kind trotz der schweren Erkrankung offensichtlich nicht gelitten hat, denn es war immer heiter und brummte in der gewohnten Weise vor sich hin. Und nun ist es von allen Leiden erlöst.“

Auch bei der „Wilden Euthanasie“ dienen Verlegungen der Verschleierung der Ermordung von psychisch kranken Menschen. Dabei benützen die NS-Behörden auch die Bombenangriffe der Alliierten auf deutsche Städte zum Vorwand für Verlegungen aus „luftgefährdeten Gebieten“. 1943 kommen 300 Frauen und Mädchen aus Hamburger Anstalten auf den „Steinhof“.
 Großteils sind diese Menschen arbeitsunfähig und stark pflegeabhängig. Manche werden in den Akten auch als „lästig“ beschrieben, andere sind altersverwirrt. Auch die Diagnose „bombenverwirrt“ scheint auf. Zehn Frauen, die sich bis zum Abtransport nach Wien nur wenige Tage in Hamburger Anstalten befinden, sind nach den Hamburger Bombennächten eingeliefert worden. Sie haben Hab und Gut sowie Verwandte verloren und sind deshalb akut verwirrt. Die Hamburger Behörden entledigen sich ihrer, ohne sich die Mühe zu machen, mit Angehörigen Kontakt aufzunehmen. Die meisten von ihnen kommen nach massivem Gewichtsverlust durch Hungern ums Leben. Die an einer spastischen Lähmung leidende, aber psychisch gesunde 31-jährige Frieda Fiebinger schreibt in einem aus der Anstalt geschmuggelten Brief an ihre Tante Alwine in Hamburg: „Meine Liebe Tante Alwine, (…) Diesen Brief möchte ich Dir schon heimlich schreiben. (…) Die Kinder [ein Hamburger Anstaltsausdruck für alle PatientInnen] müssen den ganzen Tag arbeiten bis abends um 20 Uhr und die Mahlzeit ist hier morgens um 8 Uhr. Wir bekommen nur eine Schnitte trockenes Brot, und mittags bekommen wir wenig zu essen, und nachmittags bekommen wir auch so wie morgens. Und abends bekommen wir etwas Warmes, aber ganz wenig. Wir möchten uns mal wieder satt essen. Wir nehmen jetzt sehr ab und unsere Trudel jammert immer nach Essen (…) Nun ist hier eine so große Aufregung, dass wir jetzt alle krank werden. (…) Nun sei gegrüßt von Deiner Fritzi. Ich schreibe bald wieder.“
 Frieda Fiebinger stirbt vollkommen unterernährt und entkräftet am 10. Juni 1945 am „Steinhof“, also noch einige Wochen nach der Befreiung Wiens. Nur 32 der 300 Frauen und Mädchen überleben.

Weitere Verlegungen auf den „Steinhof“ erfolgen aus Bad Kreuznach und Mönchengladbach. Diese PatientInnen haben eine Sterberate von 80%. Besonders die Kombination aus Hunger und absichtlich herbeigeführten Infektionen führt zu einem raschen Sterben.

Die Abrechnungen der PatientInnenkosten werden durch falsche, spätere Todestage manipuliert. Dadurch zahlen die Angehörigen noch nach der Ermordung weiter für die „Pflege“ und „Nahrungsmittelversorgung“.

Trotz des Abbruchs der „Aktion T4“ wird der Massenmord in drei der Tötungszentralen, darunter Schloss Hartheim, fortgesetzt. Nun sind es kranke und nicht mehr „arbeitsfähige“ ZwangsarbeiterInnen, vor allem „Ostarbeiter“ und Häftlinge aus Konzentrationslagern, die dort ermordet werden. Diese Mordaktion läuft unter der Tarnbezeichnung „Aktion 14f13“. Das Tötungspersonal der Mordaktion „T4“ wird seine „Kenntnisse“ in den großen Vernichtungslagern im Osten anwenden. Nicht wenige des in Schloss Hartheim eingesetzten Personals machen im Konzentrationslagersystem Karriere. So kommen etwa die beiden Kommandanten des Vernichtungslagers Treblinka – Dr. Irmfried Eberl und Franz Stangl – aus der Euthanasieanstalt Schloss Hartheim.

Wie gehen die NS-Behörden mit schwangeren Zwangsarbeiterinnen um?
Während des Krieges nimmt die Anzahl von ZwangsarbeiterInnen, vor allem aus den besetzten Gebieten der Sowjetunion und aus Polen, ständig zu. Deshalb befürchten die NS-Rasse- und Gesundheitsbehörden eine „bevölkerungspolitische Gefahr“ für die „Rassereinheit“ im Reichsgebiet. Schwangere Ostarbeiterinnen sollen den Behörden frühzeitig gemeldet werden. Danach sollen sie an Arbeitsstellen versetzt werden, die körperlich sehr belastend sind. Ziel ist es, eine Fehlgeburt herbeizuführen. Falls dies nicht gelingt, kommt es unter dem Druck der Arbeitseinsatzverwaltung, der Gestapo und der Betriebe zu Zwangsabtreibungen. Diese beruhen auf einer rassistischen Ausnahmebestimmung, denn Abtreibungen sind während des NS-Regimes unter schärfster Strafandrohung verboten. Allerdings darf „zur Vornahme von Schwangerschaftsunterbrechungen bei Ostarbeiterinnen und Polinnen in keiner deutschen Klinik (…) ein Bett zur Verfügung gestellt werden“, heißt es in einem Schreiben der „Gemeindeverwaltung des Reichsgaues Wien – Hauptabteilung Gesundheitswesen und Volkspflege“
. Deshalb errichtet die Gemeinde Wien 1943 auf dem Gelände des Krankenhauses Ottakring (heute das Wilhelminenspital) – unweit der Anstalt „Am Steinhof“ – ein eigenes „Barackenspital für ausländische Arbeitskräfte“, in dem Zwangsabtreibungen vorgenommen werden. Genehmigt werden diese ausnahmslos durch den Primararzt des Spitals, dem NSDAP-Mitglied Prof. Hans Kutschera von Aichbergen. Dies betrifft mindestens 638 Frauen aus Osteuropa.
 Die höchste Zahl wird im März 1945 mit 125 erreicht. Dazu kommen noch ungefähr 780 Fehlgeburten, die aller Wahrscheinlichkeit nach durch medizinische Eingriffe ausgelöst werden. Die Frauen sind oft sehr jung, das Durchschnittsalter beträgt etwas über 24 Jahre. Die Jüngste stammt aus Polen, sie ist gerade einmal zwölf Jahre alt und wird von einem landwirtschaftlichen Betrieb in Gols in Niederdonau (heute Burgenland) nach Ottakring zur Zwangsabtreibung gebracht.

Aber auch die Überlebenschancen der Kinder, die geboren werden, sind gering. Dr. Lothar Loeffler, Vorstand des Instituts für Rassenbiologie und Rassenhygiene der Universität Wien, schreibt in einer Aktennotiz über „fremdrassige, unerwünschte“ Kinder, dass diese „in eigenen Heimen, die man am besten mit Bewahranstalten bezeichnen soll, möglichst einfach aufgezogen werden“ sollen
. Dies geschieht, und die meisten dieser Säuglinge und Kleinkinder sterben vermutlich durch systematische Unterernährung, völlig verwahrlost in eigens errichteten „Ausländerkinderpflegestätten“. Diese Todesfälle werden aber nicht an die Wiener Standesämter gemeldet.

Wie sind die Lebensbedingungen in der „Arbeitsanstalt für asoziale Frauen“?
Im Juni 1940 wird auf Initiative der Gemeinde Wien in Klosterneuburg (damals der 26. Wiener Gemeindebezirk) eine „Arbeitsanstalt für Frauen“, 1941 in Oberlanzendorf (damals Groß-Wien) das „Arbeitserziehungslager“ für Männer errichtet. Eine zweite Anstalt für Frauen besteht ab November 1941 auf dem Gelände des „Steinhofs“. In einem durch die „Aktion T4“ frei gewordenen Gebäude werden „asoziale“ Frauen eingewiesen. In den „Regelungen des Einweisungsvorganges“ der Gemeindeverwaltung des Reichsgaues Wien steht dazu, dass diese Frauen „bisher gewerbsmäßige Unzucht betrieben haben und deren Entfernung aus der Öffentlichkeit auf Grund ihres Vorlebens erwünscht ist“.
 Der Großteil der eingewiesenen Frauen sind entweder Prostituierte oder stehen unter dem Verdacht der geheimen Prostitution. Aber auch Frauen, die ihre Kinder vernachlässigen, die Arbeit verweigern, Verkehr mit Juden oder Ausländern haben, können eingewiesen werden. In einer Anzeige nach dem Kriegsende schreibt eine der Inhaftierten, die wegen „Arbeitsverweigerung“ auf den „Steinhof“ kommt: „Dortselbst wurde ich von der Pflegerin Horacek empfangen. Es wurde mir alles vom Leib gerissen und wurde mir ein unsittlicher Lebenswandel vorgehalten. (…) Am nächsten Tag wurde ich von Dr. Hackel [dem Anstaltsleiter] empfangen. Derselbe beschuldigte mich der geheimen Prostitution, nach dem wahren Sachverhalt hat er mich in keiner Weise gefragt.“

Der Lageralltag ist durch harte Arbeit wie Kohlentransporte oder Straßenpflasterung geprägt. Bei Verstößen gegen die strengen Lagerbestimmungen drohen den Frauen Strafaktionen. Eine milde Form ist der „Strafhaarschnitt“, bei dem der Kopf bis auf ein Büschel kahl geschoren wird. Zwei strenge Maßnahmen zur „Korrektur“ – wie diese Bestrafungen von der Anstaltsleitung genannt werden – kommen aus der benachbarten Heil- und Pflegeanstalt. Die „Korrektionszelle“ und die „Speibinjektion“: Erstere ist eine zwei bis vier Quadratmeter große Betonzelle mit einer Betonliege, in die die betroffenen Frauen bis zu zwei Wochen eingesperrt werden. Barfüßig und nur mit einem zu kurzen Hemd bekleidet müssen sie ausharren. Strafverschärfend kann Nahrungsentzug oder komplette Verdunkelung angeordnet werden. Die „Speibinjektion“ ist eine Apomorphin-Injektion. Sie bewirkt starke Übelkeit, Erbrechen und Durchfall. Danach stellt sich ein kompletter Erschöpfungszustand ein. Häufig kommt es dazu, dass beide Strafen hintereinander zur Anwendung kommen. Insgesamt sind rund 650 Frauen in Klosterneuburg und „Am Steinhof“ eingesperrt, die Haftdauer beträgt 18 Monate und länger.
 Es kommt auch zu Zwangssterilisierungen. Wie viele Frauen davon betroffen sind, ist nicht bekannt. Auch Todesfälle sind nicht dokumentiert.

Was geschieht in der Kindereuthanasieanstalt „Am Spiegelgrund“?
Unmittelbar nach dem Freiwerden der Gebäude der „Heilanstalt Steinhof“ nach der „T4“-Mordaktion nimmt die neu geschaffene Jugendfürsorgeanstalt „Am Spiegelgrund“ am 24. Juli 1940 in neun Gebäuden (Pavillons) ihren Betrieb auf. Diese neu gegründete „Fürsorge“-Einrichtung soll im Bereich des Reichsgaus Groß-Wien alle Kinder und Jugendlichen erfassen, die nicht dem nationalsozialistischen Konzept von Leistung, Gesundheit und Brauchbarkeit entsprechen.
 Ärztlicher Direktor dieser Anstalt wird Dr. Erwin Jekelius, der Leiter des Referats „Geisteskranke-, Psychopaten- und Süchtigenfürsorge“ im Hauptgesundheits- und Sozialamt der Stadt Wien. Die „pädagogische“ Leitung liegt bei Dr. Hans (Johann) Krenek. Eine Zeitlang befindet sich die „Jugendfürsorgeanstalt“ auch in Ybbs an der Donau. Johann Gross, einer der Zöglinge, erinnert sich an seinen Zeitpunkt des Rücktransports Ende Jänner 1942: „Zeitig am Morgen hieß es: ‚Alles anziehen, fertigmachen zum Abtransport!‘ Wir [wussten] nicht, wohin es gehen sollte, und auch nicht, aus welchem Grund. (…) es ging direkt zurück zum Spiegelgrund.“
 Dorthin werden auch bereits bestehende Einrichtungen der Gemeinde Wien wie die „Schulkinderbeobachtungsstation“ aus dem Zentralkinderheim in der Lustkandlgasse im 9. Bezirk oder die Knaben der Erziehungsanstalt Schwechat verlegt. Der „Spiegelgrund“ wird damit das wichtigste Selektionsinstrument der Wiener „Jugendfürsorge“. Hier teilen ÄrztInnen Kinder und Jugendliche in „brauchbar“ und „nicht-brauchbar“ ein. Die Einweisungen auf den „Spiegelgrund“ erfolgen davor über die „Kinderübernahmestellen“, die Bezirksgesundheits- und Bezirksjugendämter sowie über AmtsärztInnen. Eine wichtige Funktion übernimmt dabei die „Nationalsozialistische Volkswohlfahrt“, die neben den Fürsorgeeinrichtungen der Stadt Wien als nationalsozialistische Sozialeinrichtung die Trennung in „nützliche“ und „nutzlose“ Kinder durchführt. Die „nutzlosen“ Kinder werden auf den „Spiegelgrund“ überwiesen. Die Erfassung betrifft auch bestehende Erziehungsanstalten. Dazu führt Dr. Jekelius regelmäßig Untersuchungen in diesen Häusern durch.

Im März 1942 erfolgt die Umbenennung in „Heilpädagogische Klinik der Stadt Wien Am Spiegelgrund“. Sieben Pavillons stehen ab Juni 1942 der „Jugendwohlfahrt und Jugendpflege“ zur Verfügung. Die Gesamtleitung über den „Spiegelgrund“ übernimmt Dr. Ernst Illing. Zwei weitere Pavillons, 15 und 17, werden unter der Leitung von Dr. Heinrich Gross zur „Wiener städtischen Nervenklinik für Kinder“. Gross unterstehen die Ärztinnen Dr. Marianne Türk und Dr. Helene Jockl. Die Aufgabe dieser Abteilung ist nicht die Verbesserung des Gesundheitszustandes der Kinder, sondern die Aussonderung von Kindern, die nicht mehr leben sollen. ÄrztInnen der „Nervenklinik“ arbeiten aber auch im „Erziehungsheim“ bei der „Betreuung“ von Kindern mit. Insbesondere auf Dr. Heinrich Gross trifft dies zu.

Das Morden in der „Kinderfachabteilung“ geschieht planvoll und überlegt. Dieses Töten, in beschönigender NS-Sprache „Todesbeschleunigung“ genannt, soll später in den Alltag des NS-Krankenhausbetriebes übernommen werden. Die Ermordung folgt meist dem gleichen Muster. Der Gesundheitszustand der Kinder verschlechtert sich infolge der mangelhaften Nahrungsmittelversorgung. Zum Gewichtsverlust kommen Krankheiten, schließlich folgt der Tod. Häufig wird durch die ÄrztInnen auch Veronal oder Luminal verabreicht, das sind starke Schlaf- und Beruhigungsmittel. Danach stellen die „PflegerInnen“ die Kinder und Säuglinge im Winter zum offenen Fenster. Lungenentzündungen sind die Folge. Kinder, die bei der Einweisung noch lachen und spielen können, werden so zu apathischen Pflegefällen gemacht, die durch Unterernährung und Unterkühlung qualvoll getötet werden. Mindestens 540 Kinder und Säuglinge kommen auf diese Weise ums Leben.

Wie viele Kinder und Jugendliche am „Spiegelgrund“ insgesamt festgehalten werden, lässt sich nicht genau angeben. Nur für das erste Jahr gibt es exakte Zahlen: Zwischen Juli 1940 und Juli 1941 sind es 1.583 Kinder und Jugendliche.
 Entscheidend für die Aufnahme sind dabei in den meisten Fällen die Diagnosen „bildungsunfähig“ oder „arbeitsunfähig“.

Ein schauriges Kapitel sind die über 400 Präparate von Köpfen und Gehirnen der ermordeten Kinder aus der „Nervenklinik“. Dr. Heinrich Gross und seine MitarbeiterInnen des Ludwig-Boltzmann-Instituts zur Erforschung der Missbildung des Nervensystems verwenden dieses „Forschungsmaterial“ in den Jahren 1954 bis 1978 für wissenschaftliche Publikationen. Weitere Präparate gehen an das Neurologische Institut der Universität Wien und an das Max-Planck-Institut für Hirnforschung in Gießen. 

Die letzte Einweisung eines Kindes in die „Nervenklinik“ erfolgt im Juni 1945, zwei Monate nach dem Ende der NS-Herrschaft in Wien.

Werden die TäterInnen der NS-Euthanasie nach 1945 verurteilt?

Nach 1945 erfolgt die gerichtliche Verfolgung der Euthanasiemorde gleich wie die Ahndung anderer NS-Verbrechen. Ein Großteil der TäterInnen, die behinderte und missliebige, den NS-Normen nicht entsprechende Menschen in Wien töten, zur Ermordung ausliefern oder zwangssterilisieren, werden nach 1945 nicht zur Rechenschaft gezogen.

Zwei Ausnahmen bilden Wiener Volksgerichtsprozesse im Jahr 1946. Der erste findet im Juli gegen Dr. Ernst Illing statt, dem Anstaltsleiter der Jugendfürsorgeanstalt „Am Spiegelgrund“ von 1942 bis Kriegsende. Er ist für die Anordnung verantwortlich, den Säuglingen und Kleinkindern Luminal ins Essen zu mischen. Illing wird vom Volksgericht Wien „wegen des Verbrechens des vollbrachten Meuchelmordes“ zum Tode verurteilt und im November 1946 hingerichtet. Bis zuletzt zeigt er keine Schuldeinsicht, sondern fühlt sich im Recht.
 Im selben Prozess wird Dr. Marianne Türk angeklagt und zu zehn Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Das Gericht gesteht ihr eine Strafminderung wegen ihrer Abhängigkeit von Dr. Illing zu. Während ihrer Haftzeit reicht sie mehrere Gesuche um Begnadigung ein. Schließlich wird sie wegen ihres schlechten Gesundheitszustandes im Dezember 1948 aus der Haft entlassen. 1957 erhält sie durch die Universität Wien ihren im Prozess aberkannten Doktortitel zurück. Sie stirbt 2003 im Alter von 89 Jahren in Wien.

Illings Vorgänger als ärztlicher Leiter „Am Spiegelgrund“, Dr. Erwin Jekelius, wird im Mai 1945 in Wien von sowjetischen Soldaten festgenommen. 1948 erfolgt in Moskau seine Verurteilung zu 25 Jahren Arbeitslager wegen seiner Mitverantwortung an der NS-Euthanasie in Wien, aber vor allem „wegen Beteiligung an der Massenvernichtung der Zivilbevölkerung in einem von deutschen Truppen zeitweilig okkupierten Gebiet der UdSSR“. Bis zu seinem Tod 1952 ist er im Vladimirski-Gefängnis des Innenministeriums der UdSSR inhaftiert.

Der zweite Volksgerichtsprozess behandelt die Verbrechen in der „Arbeitsanstalt für asoziale Frauen“. Am 30. Oktober 1946 verhängt das Volksgericht Wien über den ärztlichen Leiter Dr. Alfred Hackel wegen Misshandlung und Verletzung der Menschenwürde eine 20-jährige Kerkerstrafe. Zwei Pflegerinnen werden zu fünfzehn bzw. fünf Jahren verurteilt, zwei Pflegevorsteher erhalten Gefängnisstrafen von drei und eineinhalb Jahren. Anfang Dezember 1948 haben die Wiederaufnahmeanträge Hackels und des verurteilten Pflegepersonals Erfolg. Das Volksgericht Wien hebt die Urteile auf. Die Grundlage für die Wiederaufnahme des Verfahrens sind Zweifel des Gerichts an der Glaubwürdigkeit der teilweise entmündigten und vorbestraften ZeugInnen. Kurz vor Weihnachten 1948 fällt das Volksgericht Wien das Urteil im Wiederaufnahmeverfahren: Dr. Hackels Strafe wird von zwanzig auf sechs Jahre herabgesetzt. Er wird aber schon 1949 entlassen. Eine Pflegerin erhält anstatt 15 Jahren im ersten Verfahren nun zweieinhalb Jahre Haft, die sie bereits verbüßt hat. Drei weitere mitangeklagte PflegerInnen werden freigesprochen.
Die meisten TäterInnen können nach 1945 weiter in ihren Berufen als PflegerInnen und ÄrztInnen bleiben und ihre Karrieren fast ungebrochen fortsetzen, so auch der Rassenhygieniker und Rechtsmediziner Dr. Anton Rolleder, Richter am Wiener Erbgesundheitsgericht. Er ist für hunderte Zwangssterilisierungen verantwortlich. Von Mai 1945 bis Jänner 1947 befindet er sich in Untersuchungshaft in einem Pavillon „Am Steinhof“. Rolleder beschwert sich mehrmals über die Haftbedingungen und deren Folgen für seine Gesundheit. So erreicht er auch seine Enthaftung. Sein Volksgerichtsverfahren wird im August 1948 eingestellt. Am 20. Jänner 1962 verleiht ihm der österreichische Bundespräsident Dr. Adolf Schärf für seine „erbbiologischen Verdienste“ das Österreichische Ehrenkreuz für Wissenschaft und Kunst. Da ihm auch seine Jahre als Richter am Erbgesundheitsgericht angerechnet werden, kann Anton Rolleder seine volle Pension genießen. Er stirbt 1972 im Alter von 92 Jahren.
 Ein weiterer sehr bekannter Fall ist der des Leiters der „Kinderfachabteilung“ „Am Spiegelgrund“, Dr. Heinrich Gross. Er kann seine Karriere nach 1945 als hochdekorierter Wissenschaftler und als einer der bestbezahlten österreichischen Gerichtsgutachter fortsetzen.

Gibt es Erinnerungszeichen für die NS-Euthanasieopfer?

In Wien werden Gedenkorte für die Opfer der NS-Euthanasie erst im 21. Jahrhundert errichtet. Davor wird 1988 ein Lagerraum im Keller der Pathologie „Am Steinhof“ in einen sogenannten „Gedenkraum“ umfunktioniert. Dort sind in einer schaurigen Installation präparierte Gehirne und Rückenmarkstränge von ermordeten Kindern zu sehen, die aber weiterhin der wissenschaftlichen Forschung zur Verfügung stehen. Nach der Schließung des Raumes werden die Präparate 2002 in einem Ehrengrab am Zentralfriedhof beerdigt. Angeführt sind an der Grabstätte auch die Namen der ermordeten Säuglinge und Kinder der Anstalt „Am Spiegelgrund“. Im November 2003 kommt es zur Eröffnung eines Mahnmals in Form von Lichtstelen – jeweils eine für ein ermordetes Kind – vor dem Jugendstiltheater „Am Steinhof“. 2012 wird am Zentralfriedhof ein Ehrengrab für die Opfer der NS-Medizinversuche der Anstalt „Am Steinhof“ errichtet.

Die Anerkennung als Opfer des NS-Terrors wird den „Am Steinhof“ festgehaltenen Menschen durch die 2. Republik lange verwehrt. Dies geschieht erst 2005. Überlebende Kinder des „Spiegelgrundes“, die wie Alois Kaufmann oder Friedrich Zawrel als Zeitzeugen in Schulen gehen, erhalten von der Stadt Wien und der Republik Österreich ab dem Jahr 2006 hohe Auszeichnungen.

Ausgewählte Literatur:
Ernst Berger (Hg.), Verfolgte Kindheit. Kinder und Jugendliche als Opfer der NS-Sozialverwaltung. Wien/Köln/Weimar 2007.

Herwig Czech, Erfassung, Selektion und „Ausmerze“. Das Wiener Gesundheitsamt und die Umsetzung nationalsozialistischer „Erbgesundheitspolitik“ 1938 bis 1945. (Forschungen und Beiträge zur Wiener Stadtgeschichte Bd. 41) Wien 2003.

Eberhard Gabriel/Wolfgang Neugebauer (Hg.), NS-Euthanasie in Wien. Wien/Köln/Weimar 2000.

Eberhard Gabriel/Wolfgang Neugebauer (Hg.), Von der Zwangssterilisierung zur Ermordung. Zur Geschichte der NS-Euthanasie in Wien. Teil II. Wien/Köln/Weimar 2002.
Waltraud Häupl, Die ermordeten Kinder vom Spiegelgrund. Gedenkdokumentation für die Opfer der NS-Euthanasie in Wien. Wien/Köln/Weimar 2006.

Alois Kaufmann, Totenwagen. Kindheit am Spiegelgrund. Bearbeitet von Mechthild Podzeit-Lütjen. Mit einer historischen Nachbetrachtung von Peter Malina. Wien 2007.

Peter Malina/Wolfgang Neugebauer, NS-Gesundheitswesen und -medizin. In: Emmerich Talos u.a. (Hg.), NS-Herrschaft in Österreich. Ein Handbuch. Wien 2000, S. 696 – 720.
Claudia Andrea Spring, Zwischen Krieg und Euthanasie. Zwangssterilisationen in Wien 1940 – 1945. Wien/Köln/Weimar 2009.

„Der Krieg gegen die Minderwertigen“. Gedenkstätte Steinhof. Zur Geschichte der NS-Medizin in Wien. http://gedenkstaettesteinhof.at/de/ausstellung/wien-steinhof
Menschengeschichten
Heinrich Gross:

Die Nachkriegskarriere eines NS-Euthanasiearztes

Dr. Heinrich Gross ist ein Wiener Euthanasiearzt, der nach 1945 – geschützt durch den Bund Sozialistischer Akademiker (BSA) und die SPÖ – eine glänzende Karriere als Wissenschaftler macht.

Als Jugendlicher bereits überzeugter Nationalsozialist

Heinrich Gross wird am 14. November 1915 in Wien geboren. 1933 tritt er der SA bei, 1938, nach dem erfolgten „Anschluss“, der NSDAP. Er beginnt Anfang 1940 in der Heil- und Pflegeanstalt Ybbs als Anstaltsarzt zu arbeiten. Im November 1940 wechselt er nach Wien auf den Steinhof. Dort wird er Leiter der „Kinderfachabteilung“ „Am Spiegelgrund“.

Ausbildung zum Euthanasiearzt
Vom 1. Juni bis zum 15. Juli 1941 nimmt Gross an einem Lehrgang in der Landesanstalt Görden in Brandenburg teil. Er lernt die „Beschleunigung“ der Tötungen. Das lässt sich im Totenbuch der „Kinderfachabteilung“ nachlesen: Vom 25. August bis zum Jahresende 1940 sind neun Todesfälle vermerkt. Von Jänner bis Juni 1941 sterben 22 Kinder. Von Juli, dem Monat von Gross’ Rückkehr aus Brandenburg, bis Ende des Jahres sind es bereits 72. Im darauffolgenden Jahr mindestens 190. Bis zu Gross´ Einberufung zur deutschen Wehrmacht 1943 sterben in seiner Abteilung 336 Kinder und Säuglinge. Im Sommer 1944 nutzt er einen Wehrmachtsurlaub, um für wenige Wochen auf den „Spiegelgrund“ zurückzukehren und seine Mordtätigkeit fortzusetzen.

Mildes Urteil

Gross gerät 1945 in sowjetische Kriegsgefangenschaft, kehrt 1947 nach Österreich zurück und kommt 1948 in der Steiermark in Haft. 1950 wird er wegen „Beteiligung am Totschlag eines Kindes“ zu zwei Jahren Kerker verurteilt. Diese Strafe entspricht genau der Zeit der Untersuchungshaft, sodass er das Gericht als freier Mann verlassen kann. Die Anklage erfolgt nicht wegen Mordes, da es sich bei dem getöteten Kind um ein „gehirnkrankes Kind“ handelt. Dieses kann laut Gericht – so die Begründung – nicht heimtückisch ermordet werden, da es nicht erkennen kann, was mit ihm geschieht. 1951 wird das Urteil gänzlich aufgehoben.
Erste wissenschaftliche „Erfolge“
In der Zeit vor 1945 werden durch Gross und andere ÄrztInnen die Grundlagen für die medizinische Forschung an Gehirnen und Rückenmarksträngen von Säuglingen und Kindern geschaffen, indem diese sorgfältig präpariert und aufbewahrt werden.

1952 veröffentlicht Gross im „Morphologischen Jahrbuch“ den ersten einer ganzen Reihe von Beiträgen über neuropathologisch interessante Einzelfälle „aus der Prosektur
 der Heil- und Pflegeanstalt Am Steinhof“. Gross stellt darin einen Fall dar, den er bereits am 23. November 1942 in der „Wiener biologischen Gesellschaft“ vorgetragen hat. Es handelt sich dabei um Günther Pernegger, geboren am 16. November 1941. Im Alter von sechs Wochen wird er in die „Kinderfachabteilung” eingewiesen, da er Missbildungen an Kopf und Händen hat. Nach sieben Wochen Anstaltsaufenthalt – bei „sehr schlechter Nahrungsaufnahme” –erkrankt er an einer Lungenentzündung, an der er nach sechs Tagen stirbt. Gross zitiert aus der Krankengeschichte und bewertet die soziale Herkunft des Säuglings: „Günther ist unehelich geboren. Die Mutter ist Landarbeiterin und nach den vorliegenden Angaben charakterlich gröber abartig und verstandesmäßig minderbegabt. Missbildungen irgendwelcher Form konnten bei ihr angeblich nicht bemerkt werden. Der Vater ist Maurer. Näheres über ihn ließ sich nicht in Erfahrung bringen. Eine Schwester der Mutter ist taubstumm. Von den aus der ersten Ehe des Vaters stammenden sieben Kindern befindet sich eines in einer Taubstummenanstalt, ein anderes ‚spricht schwer‘ und muss die Hilfsschule besuchen.“

Unterstützung durch BSA und SPÖ

Um seine wissenschaftliche Laufbahn voranzutreiben, tritt Gross im Juni 1951 dem BSA bei, den viele ehemalige Nationalsozialisten als Sprungbrett für ihre Karriere nach 1945 nützen, zwei Jahre später der SPÖ. Er schließt seine Ausbildung zum Facharzt für Psychiatrie und Neurologie an der Nervenheilanstalt Rosenhügel ab und erhält 1955 wieder eine Anstellung am Steinhof. 1957 übernimmt er die Leitung der 2. Psychiatrischen Abteilung und des Neurohistologischen Laboratoriums am Steinhof. Gross publiziert in diesen Jahren zu seinem wissenschaftlichen Schwerpunkt: „Angeborene und frühzeitig erworbene hochgradige Schwachsinnszustände.” Dazu veröffentlicht er – meist gemeinsam mit anderen AutorInnen – in den Jahren 1954 bis 1978 insgesamt 34 Texte. Er wird einer der anerkanntesten Psychiater Österreichs, auch deshalb, weil er unbeschränkten Zugang zu den Präparaten der ermordeten Säuglinge und Kinder hat. Zusätzlich wird er ein prominenter und sehr gut bezahlter Gerichtsgutachter. Bis 1978 erstellt er 12.000 Gutachten,
 sogar über Opfer, die überlebt haben. Friedrich Zawrel, von 1942 bis 1944 als Kind am „Spiegelgrund“ und wegen kleinkrimineller Delikte angeklagt, erinnert sich an eine Begegnung mit Gross aus dem Jahr 1974: „Als ich ihn erinnerte, dass ich ihn von seiner Tätigkeit in der Anstalt ‚Am Spiegelgrund‘ her erkannte bzw. wiedererkannte, wirkte er geschockt (…) Plötzlich tippte er mir – kameradschaftlich – auf den Oberschenkel und sagte ziemlich genau Folgendes: ‚Lassen wir doch die alten Geschichten, ich kann Ihnen sicherlich in diesem Verfahren viel helfen.‘“ Doch Gross verfasst eine vernichtende Diagnose, die Zawrel als „lebensuntüchtig“ ausweist.
 Friedrich Zawrel sitzt bis 1981 in der Justizanstalt Stein ein, ehe es der „Arbeitsgemeinschaft Kritischer Medizin“ gelingt, seine Freilassung zu erreichen.

1968 wird Gross Leiter des neu geschaffenen „Ludwig Boltzmann-Instituts zur Erforschung der Missbildungen des Nervensystems“. Im Geschäftsbericht des Jahres 1968 steht über dessen Ziele: „Die Prosektur des Psychiatrischen Krankenhauses der Stadt Wien verfügt (…) über das größte Material an Gehirnen mit angeborenen Entwicklungsstörungen und frühzeitig erworbenen Schäden. Die neuropathologische Aufarbeitung und Auswertung dieses einmaligen Materials ist erste Aufgabe des Instituts in den nächsten Jahren.“ Woher dieses „Material“ stammt, wird verschwiegen. Gross erhält für seine Forschungen an Kinderhirnen den Theodor-Körner-Preis und 1975 das Ehrenkreuz für Wissenschaft und Kunst I. Klasse. Heute wird die wissenschaftliche Bedeutung der Arbeit dieses Instituts, das sich auf die sterblichen Überreste getöteter Kinder stützte, als äußerst bescheiden, wenn nicht sogar als bedeutungslos angesehen.

Keine Verurteilung als Mörder
1979 unterbricht Dr. Werner Vogt von der „Arbeitsgemeinschaft Kritische Medizin“ einen Kongress forensischer Medizin und verlangt eine Themenänderung: „Nicht über Tötungsdelikte von, sondern an Geisteskranken sollte der Euthanasiearzt Gross referieren.“
 Gross klagt Dr. Vogt wegen Ehrenbeleidigung, verliert aber den Prozess 1981 in zweiter Instanz. Im Urteil des Wiener Landesgerichts wird seine Beteiligung an den Morden am „Spiegelgrund“ eindeutig festgestellt. Das Urteil bleibt aber ohne strafrechtliche Folgen. Erst 1989 muss er die Leitung „seines“ Ludwig Boltzmann-Instituts zurücklegen, er bleibt aber weiter gut bezahlter Gerichtsgutachter. Allein 1995 verdient er mit seinen Gutachten rund 44.000 Euro, 1996 immer noch an die 31.000 Euro.
 1999 wird Gross wegen des Verdachts der Ermordung von Kindern in der „Kinderfachabteilung“ „Am Spiegelgrund“ angeklagt. Der Prozess wird am 21. März 2000 wegen angeblicher Verhandlungsunfähigkeit des Angeklagten unterbrochen und nie fortgesetzt. Erst 2003 wird ihm das Ehrenkreuz für Wissenschaft und Kunst I. Klasse aberkannt. Heinrich Gross stirbt im Alter von 90 Jahren am 15. Dezember 2005.
Aus: Herwig Czech, Forschen ohne Skrupel. Die wissenschaftliche Verwertung von Opfern der NS-Psychiatriemorde in Wien. In: Eberhard Gabriel/Wolfgang Neugebauer (Hg.), Von der Zwangssterilisierung zur Ermordung. Zur Geschichte der NS-Euthanasie in Wien. Teil II. Wien/Köln/Weimar 2002, S. 143 – 163.
Hermine Hlavek:

Ermordet in Schloss Hartheim
Einige wenige Fotos, amtliche Schreiben und Dokumente sind alles, was von Hermine Hlavek geblieben ist. Sie ist eine jener WienerInnen, die durch die „Aktion T4“, die die Ermordung aller psychisch kranken AnstaltsinsassInnen zum Ziel hat, in der Gaskammer des Schlosses Hartheim ums Leben kommt.

Frühe Erkrankung

Hermine Hlavek wird am 23. Juni 1905 in Wien geboren und am 29. Juni in der Pfarre Reindorf im 14. Bezirk (heute 15. Bezirk) getauft. Ihr Vater Michael Hlavek stammt aus der Slowakei, ihre Mutter Hermine aus Wien-Währing. Hermine wohnt mit ihrer Familie, die sie Minna nennt, in der Mariahilferstraße 205, später in der Bründlbadgasse 14 im 9. Bezirk. Nach der Schule beginnt Hermine Hlavek eine Damenschneiderlehre, die sie 1922 „mit gutem Erfolg“ abschließt.

Ihr um vier Jahre jüngerer Bruder beschreibt sie als schön, sanft und nachgiebig wie ein Engel. Ihre Schwester glaubt, dass sie einfach nicht mit den Enttäuschungen in ihrem Leben – unter anderem auch aufgrund unglücklicher Liebe – fertig geworden ist. Des Öfteren hat Hermine Hlavek Anfälle, die aber nach der Anwendung kalter Unterarmbäder schnell vorübergehen. Im Allgemeinen Krankenhaus Wien, damals die Klinik von Julius von Wagner-Jauregg, wird sie mit Elektroschocks behandelt. Diese „Therapie“ ist für Hermine Hlavek sehr schmerzhaft und wenig erfolgreich.
Einweisung auf den „Steinhof“

Am 6. Juli 1930 wird sie aufgrund ihres Gesundheitszustandes in die Wiener Landes-Heil- und Pflegeanstalt für Geistes- und Nervenkranke „Am Steinhof“ eingewiesen. Die Kosten für die Unterbringung und Verköstigung trägt ihre Mutter. Hermine Hlavek geht gegen ihre Einweisung gerichtlich vor. In einem Beschluss vom 26. August 1930 begründet der Richter am Bezirksgericht Wien-Hietzing jedoch eine weitere „Anhaltung“ aufgrund von „Erregungszuständen mit Geschmackstäuschungen“ und „Verfolgungswahnideen“. Sie sei „zerfahren, geisteskrank“, urteilt er. Die Verfahrenskosten hat die Antragsstellerin – Hermine Hlavek – zu bezahlen. In einem weiteren gerichtlichen Gutachten führt der Richter „Schizophrenie mit Gehörtäuschung“ an. Hermine Hlavek wird als „geisteskrank und handlungsunfähig“ bezeichnet. Der Gutachter sieht keine Heilungsmöglichkeit und deshalb soll sie weiter in einer geschlossenen Anstalt bleiben. Am 24. März 1931 wird sie entmündigt. Als Kurator, eine Art Sachwalter, bestellt das Gericht ihre Mutter. Hermine Hlavek verbringt die nächsten neun Jahre als Patientin „Am Steinhof“.

Verschleierte Ermordung

Am 30. September 1940 wird Hermine Hlavek in die der Stadt Wien gehörenden Heil- und Pflegeanstalt Ybbs an der Donau verlegt. Die Überstellung dient der Vorbereitung zum Weitertransport ins Schloss Hartheim. Die Schwester und deren Ehemann besuchen Hermine Hlavek noch in Ybbs. Diese Begegnung ist für die Familie sehr schmerzhaft, da Hermine Hlavek fast nackt mit einer aufgestempelten Nummer auf einer Pritsche liegt und über Schmerzen klagt.  Als Hermine Hlaveks Schwester erfährt, dass eine Bekannte ihre Tochter vor der Deportation retten konnte, versucht sie dies auch, aber der Transport ist schon unterwegs. 

Am 18. Oktober 1940 wird Hermine Hlavek aus Ybbs zur Ermordung nach Hartheim gebracht und nach ihrer Ankunft in der Gaskammer des Schlosses mit Kohlenmonoxyd getötet. Die Sterbeurkunde wird auf den 30. Oktober 1940 datiert und der Familie aus der „Landes-Pflegeanstalt Grafeneck“ in Baden-Württemberg zugeschickt. Als Todesursache werden ein Mandelabszess und eine darauf folgende Blutvergiftung angegeben. Allerdings: Hermine Hlavek ist mit bereits entfernten Mandeln in Hartheim eingetroffen.
Aus: http://lebensspuren.schloss-hartheim.at/index.php/2-biografie/20-hermine-hlavek 

Alois Kaufmann

Als Kind in den Fängen der NS-Erziehung
Alois Kaufmann wird als Kind in der Erziehungsanstalt „Am Spiegelgrund“ von den ErzieherInnen und ÄrztInnen gequält; nach Kriegsende findet er nur unter großen Mühen in ein geregeltes Leben.

Aufwachsen bei Pflegefamilien

Alois Kaufmann wird am 6. Mai 1934 in Graz als uneheliches Kind geboren. Das gilt als große Schande. Seine Mutter lebt in schwierigen Familienverhältnissen bei ihren Eltern. Alois Kaufmanns Großvater meint nach der Geburt zur Mutter: „Nimm das Kind und spring mit ihm gleich in die Mur hinunter, das ist am gescheitesten für dich und das Kind.“ Die Mutter ist völlig verzweifelt und gibt Alois Kaufmann im Grazer  St. Josefs Kloster ab.  Von dort kommt er zu verschiedenen Pflegefamilien, wo ihm nur Schlechtes widerfährt: Die Zieheltern schlagen ihn und sperren ihn in den Hühnerstall ein. Ein Nachbar missbraucht ihn sexuell. Aber nicht der Nachbar wird angezeigt, sondern Alois Kaufmann die Schuld gegeben – und er bekommt Ohrfeigen: „Blöder Bub, was hast du denn schon wieder gemacht“.

Wieder wird Alois Kaufmann abgeschoben, dieses Mal nach Wien. Die Kinderübernahmestelle in der Lustkandlgasse im 9. Bezirk ist sein nächster Aufenthaltsort. Beim Empfang wird er unter die eiskalte Dusche gestellt. Er weint und fleht um ein Ende der Tortur. „Ich sage dir nur eines, ein deutscher Junge weint nicht“, bekommt er zu hören, „umso mehr du weinst, umso schlechter geht es dir.“ Alois Kaufmann ist verzweifelt: „Ich bin nicht einmal mit meinem Namen angesprochen worden, weder Vornamen noch sonst wie“, erinnert er sich. Nach einigen Wochen kommt Alois Kaufmann zu einer Pflegemutter, der „Toni-Mutter“. Sie ist streng, aber gerecht. In der Volksschule gerät er an die falschen Freunde, er schwänzt Schule und streunt im Prater herum. Schließlich wird dies seiner Pflegemutter zu viel und sie bringt ihn in die Lustkandlgasse zurück. „Bitte, bitte, liebe, liebe Toni-Mutter, nimm mich wieder mit“, fleht Alois Kaufmann sie an. Aber es hilft nichts, Alois Kaufmann bleibt in der Kinderübernahmestelle.

Qualvolle Jahre „Am Spiegelgrund“

1943 kommt Alois Kaufmann in die Kindererziehungsanstalt „Am Spiegelgrund“, er ist acht Jahre alt. Alois hat nichts Persönliches, das ihm gehört, außer einem kleinen Seestern, sein Ein und Alles. Er räumt gerade seinen Spind ein, in den er seinen Seestern vorsichtig hineinlegt, als eine Erzieherin herbeieilt, den Seestern ergreift, zu Boden wirft und zertrampelt. „So etwas fangen wir uns hier gar nicht an“, schreit sie Alois an, den sie nicht beim Namen nennt. Sie ruft ihn „Drecksau“ oder „Schwein“, das sind noch die mildesten Ausdrücke.

Die Kinder dürfen nicht einfach auf die Toiletten gehen, sie müssen die Erzieherin um ihre ausdrückliche Genehmigung fragen, alles muss schnell gehen: „Und da hat es sich dann so abgespielt. Bei 30 bist du mit dem Pipi fertig und bei 60 mit dem Großen. Das ist mir natürlich nicht gelungen. Ich bin bei 30 nicht herausgekommen. Jetzt ist die [Erzieherin] gekommen, hat mich vom Klo weggerissen, und die ...  ist daneben gelegen. Die [Erzieherin] hat gesagt: ‚Das nimmst jetzt ganz schön in die Hand und reinigst das Klo. Mit der Hand!‘“

Nach dem kärglichen Frühstück gehen die Kinder in Zweierreihen zur Schule am Gelände des „Spiegelgrunds“, sprechen ist ausdrücklich verboten. „Und ich habe zu meinem Freund daneben gesagt, nur gesagt: ‚Schau die Vögel an. So frei möchte ich auch sein wie der Vogel.‘ Patsch, habe ich eine Ohrfeige bekommen, von hinten eine Ohrfeige, und da ist mir gleich das Blut heruntergeronnen.“

Eines Tages findet Alois Kaufmann sein Rechenheft nicht mehr. Er muss die Hose hinunterziehen und sich über eine Sessellehne beugen. Sein Peiniger versetzt ihm zehn Hiebe mit einem Gürtel auf den nackten Hintern und droht ihm: „Und ich sag’ dir gleich, jedes Mal, wenn du aufschreist, kommt noch einer dazu.“ Alois Kaufmann kann danach zwei Tage nicht sitzen.
An einen Tag im Februar 1944 erinnert er sich noch genau. In einem Zimmer der ErzieherInnen, wo er aufräumen muss, findet er eine Flasche Himbeersaft. Als er sich etwas in seinen Becher schütten will, fällt ihm die Flasche hinunter und schon steht eine Erzieherin vor ihm und ohrfeigt ihn; aber das stört ihn nicht, das ist er gewohnt. Doch dann befiehlt sie ihm, sich bis auf die Unterhose auszuziehen und in den Garten zu gehen. Dort liegt Schnee und es hat sieben Minusgrade. Sie sagt: „So, und jetzt robbst du – 40 Mal hin und her!“ Beim zehnten Mal bricht Alois Kaufmann zusammen und bittet schluchzend um Verzeihung. Doch die Erzieherin reagiert nicht, brüllt und tobt, dass er ein Volksschädling sei, der die Flasche Himbeersaft zerschlagen hat, während die deutschen Soldaten im Krieg sind und kämpfen. Bis Alois Kaufmann einfällt, was ihm ein älterer Bursch gesagt hat: „Du musst einen Satz sagen, auf den stehen sie: ‚Ich bitte um Verzeihung. Und ich weiß, dass ich schuld bin. Ich bin ein schlechtes Kind.‘“ Nach diesem Satz lässt die Erzieherin von ihm ab. 
Jeden Tag betet Alois Kaufmann, bevor er einschläft. „Bitte, bitte, lieber Führer, bitte hilf mir und bringe mich hier hinaus. Mein großer, lieber Führer erlöse mich aus der Pein und Not dieser bösen Menschen hier. Ich verspreche, ich werde ein braver Hitlerjunge sein.“
Alois Kaufmann hat Todesangst, da er immer wieder sieht, wie Kinder abgeholt werden und aus einem anderen Pavillon nicht mehr zurückkommen. Er und die anderen Kinder ahnen, dass diese Kinder ermordet werden. Eines Tages sieht er durch einen Zufall die Leiche eines Freundes, der wenige Tage zuvor noch ganz gesund war. Vor allem vor Dr. Heinrich Gross müssen sie sich in Acht nehmen, denn den fürchten die Kinder am meisten. 
Ein Leben lang traumatisiert

Knapp vor der Befreiung Wiens im April 1945 verschwinden die ErzieherInnen von einem Tag auf den anderen. Die Kinder gehen in deren Zimmer und schlagen in ihrer aufgestauten Wut alles kurz und klein.

Einige Tage später holt der Vater Alois Kaufmann ab. Er hat zwölf Kilo Untergewicht und ist psychisch völlig am Boden. Als sein Vater mit ihm über eine Brücke des Wienflusses gehen will, kann Alois Kaufmann keinen Schritt mehr machen, der Vater muss ihn tragen. Bis heute leidet Alois Kaufmann unter Panikattacken.

Mühevolles Ringen um Anerkennung

Nach 1945 schließt er sich der Sozialistischen Jugend an. Erstmals erfährt er Wertschätzung. Er arbeitet als Sozialarbeiter, lernt seine Frau kennen und ist glücklich verheiratet. Lange Zeit schämt er sich für seine Vergangenheit in einer NS-Erziehungsanstalt. Für seine Geschichte interessiert sich niemand. Auch bei Funktionären der Sozialdemokratischen Partei erfährt er schroffe Ablehnung. So sagt einmal ein Genosse zu ihm: „Wegen ein paar Schwachsinnigen werden wir nicht die Wahl verlieren.“ Unter großen Mühen und mit noch größerer Hartnäckigkeit gelingt es ihm, Ende der 1990er Jahre als Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung anerkannt zu werden. Alois Kaufmann ist Autor mehrerer Bücher und Theaterstücke, in denen er seine Erlebnisse „Am Spiegelgrund“ verarbeitet. 

Aus: Interview Martin Krist mit Alois Kaufmann, 8.6.2001
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